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Dr. Kroll & Partner Rechtsanwälte mbB.Postfach 20 54 D-727L0 Reutlingen

Vorab per Telefax: 07571 1821-333
Verwa ltu ngsgericht Sigma ri n gen

Karlstraße 13

72488 Sigmaringen

hier: Antrag gem. S$ 80a, 80 Abs. 5 VwGO

legen wir hiermit namens des Antragstellers gegen den Beschluss der 9.

Kammer des Verwaltungsgerichts Sigmaringen vom 24. Juni 2019, uns zuge-

stelltgegen Empfangsbekenntnis am 2.Juli 2019, Beschwe rd e ein.

Wir beantragen namens und in Vollmacht des Antragstellers

1. Unter Abänderung des Beschlusses der 9. Kammer des Verwaltungsge-

richts Sigmaringen, Az.9 K 57891L7, vom 24. luni 2OIg, den Antragstel-

lervertretern zugestellt gegen Empfangsbekenntnis am 2. Juli 2019,
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BESCHWERDE

I n der Verwaltungsrechtssache

Norbert Majer

gegen Land Baden Württemberg

beigeladen: Holcim (Süddeutschland) GmbH

wegen Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Anderungsgenehmi-
gung nach I 16 BlmSchG betreffend neue Grenzwerte und Erhöhung des
Anteils an Ersatzbrennstoffen an der Feuerungswärmeleistung des Dreh-
rohrofens von 6OYo auf L00Yo,
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wird

die aufschiebende Wirkung der Anfechtungsklage des Antragstellers vom

03.04.20L7 gegen die der Beigeladenen erteilte immissionsschutzrechtliche An-

derungsgenehmigung des Regierungspräsidiums Tübingen vom 22.02.2OL7 lAz.
54.Ll5t-718823.L?-I-{Holcim/Dauerbetrieb LO}% TSR! wiederhergestellt, soweit

in der Anderungsgenehmigung die Anhebung des Einsatzes von Ersatzbrennstof-

fen im Drehrohrofen von 6O% der Feuerungswärmeleistung auf LOO% genehmigt

worden ist;

hilfsweise

Unter Abänderung des Beschlusses der 9. Kammer des Verwaltungsgerichts Sig-

maringen, Az.9 K 57891L7,vom24. Juni 2019, den Antragstellervertretern zuge-

steflt gegen Empfangsbekenntnis am2. Juli 2019, wird

die aufschiebende Wirkung der Klage des Antragstellers vom 03.04.20L7 gegen

die der Beigeladenen erteilte immissionsschutzrechtliche Anderungsgenehmi-

gung des Regierungspräsidiums Tübingen vom 22.02.20L7 (vollständig) wieder-

hergestellt.

2. Die Antragsgegnerin und die Beigeladene tragen ihre außergerichtlichen Kosten

selbst. Die übrigen Verfahrenskosten werden der Antragsgegnerin und der Beige-

ladenen je zur Hälfte auferlegt.

Begründung:

Entgegen des Beschlusses der 9. Kammer des Verwaltungsgerichts Sigmaringen bietet

die Klage des Antragstellers in der Hauptsache Aussicht auf Erfolg, da die der Beigela-

denen erteilte Anderungsgenehmigung in den Augen des Antragstellers formell und

materiell rechtswid rig ist.

Hieran anknüpfend muss der hier verfahrensgegenständliche Eilrechtsschutzantrag des

Antragstellers zu seinen Gunsten und damit zum Nachteil der Beigeladenen und der
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Antragsgegnerin entschieden werden. Die aufschiebende Wirkung der Klage des An-

tragstellers ist nach $5 80a Abs. 3 S. 2, 80 Abs. 5, 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO teilweise,

hilfsweise vollständig wiederherzustellen.

1. Zulässigkeit des Antrags

Soweit die 9. Kammer des Verwaltungsgerichts Sigmaringen den im Ausgangsverfahren

gestellten Eilrechtsschutzantrag als zulässig erachtet hat, wendet sich der Antragsteller

ausdrücklich nicht gegen den Beschluss. Wie die Kammer sieht auch der Antragsteller

sich antragsbefugt.

2. Begründetheit des Antrags

Anders als die 9. Kammer hält der Antragsteller seinen Antrag zudem für begründet

Denn die der Beigeladenen erteilte, in Rede stehende Anderungsgenehmigung gemäß

$ 16 Abs. 1- S. 1 Hs. 1Var. 3 BlmSchG ist sowohlformell als auch materiell rechtswidrig.

a. Formelle Rechtswidrigkeit

Der Antragsteller hält die vorgenommene UVP-Vorprüfung - anders als die 9. Kammer

des Verwaltungsgerichts Sigmaringen - für nicht ausreichend und nicht ordnungsge-

mäß durchgeführt. Der Antragsteller hält die UVP-Vorprüfung vielmehr für formell
(qua nicht unverzüglichen und nicht formgerechten Verfahrens) und materiell (qua

erheblicher nachteiliger Umweltauswirkungen) rechtswidrig.

Der Antragsteller sieht daneben in der nicht erfolgten Beteiligung der Stadt Balingen

und der unzureichenden Beachtung der Anforderungen der 9. BlmSchV jeweils weitere

erhebliche Verfa h rensfeh ler.

b. Materielle Rechtswidrigkeit

Der Antragsteller sieht des Weiteren auch das materielle Recht als der (der Beigelade-

nen erteilten) Anderungsgenehmigung entgegenstehend an. Denn in seinen Augen

entspricht die Anlage nicht dem Stand der Technik, sind die in der Genehmigung ent-

haltenen Ausnahmegenehmigungen (Gesamtkohlenstoff, Ammoniak, Kohlenmonooxi-
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demissionen) unzulässig, die angewendeten Messmethoden ungeeignet und die An-

forderungen des 5 21 Abs. 2a,3 der 9. BlmSchV nicht erfüllt.

Zudem spricht in den Augen des Antragstellers das überwiegende öffentliche lnteresse

für die beantragte Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung, da die lmmissions-

situation - entgegen der Auffassung der 9. Kammer des Verwaltungsgerichts Sigmarin-

gen - durch die der Beigeladenen erteilte Anderungsgenehmigung nicht verbessert,

sondern verschlechtert wird.

il.

Der Antragsteller beantragt hiermit gem. 5 100 VwGO ergänzende Akteneinsicht hin-

sichtlich derjenigen Aktenteile, die das Verwaltungsgericht Sigmaringen ihm nicht be-

reits im Oktober/November 2077 zur Einsichtnahme zugesendet hatte.

Zu diesem Zwecke wird höflich darum gebeten, dass - sollte die 9. Kammer des Ver-

waltungsgerichts Sigmaringen der Beschwerde nicht gemäß 5 148 Abs. 1 Hs. 1 VwGO

abhelfen und sie daher unverzüglich gemäß I 148 Abs. 1 Hs. 2 VwGO dem Verwal-

tungsgerichtshof Baden-Württemberg vorlegen - die Geschäftsstelle des dann zustän-

digen Senats des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg nach Eingang der Ak-

ten des Verwaltungsgerichts Sigmaringen den erbetenen Aktenteil an die Kanzlei des

Unterzeichners zur ergänzenden Einsichtnahme übersendet, S L00 Abs. L, 2 VwGO.

ilt.

Die weitere Beschwerdebegründung bleibt bis nach der erbetenen ergänzenden Ak-

teneinsicht zunächst vorbehalten.

gez. Krummachet'

Krummacher
Rechtsanwalt


